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An alle Verwaltungsbehörden 

Geschäftszahl: 2025-0.512.350  

GebG: Information über die Kundmachung der VwG-EGebV 

Das Bundesministerium für Finanzen weist darauf hin, dass die Novelle der VwG-

Eingabengebührvordnung (VwG-EGebV) nunmehr im Bundesgesetzblatt BGBl. II Nr. 

120/2025 kundgemacht wurde. Aus diesem Anlass möchten wir Sie näher über die 

Änderungen informieren: 

Wie schon andere Bundesgebühren (feste Gebühren gemäß § 14 GebG, Eingabegebühren 

gemäß § 24a VwGG und § 17a VfGG sowie Gebühren nach dem Konsulargebührengesetz) 

wurden auch die Gebühren nach der VwG-EGebV valorisiert. Neben dieser 

inflationsbedingten Erhöhung wurden diese Gebühren aber auch aus Gründen der 

Verwaltungsvereinfachung weiter pauschaliert.  

Der Tarif des § 2 VwG-EGebV lautet nunmehr wie folgt:  

„§ 2. (1) Die Pauschalgebühr beträgt für 
 1. Beschwerden, Wiedereinsetzungsanträge, Wiederaufnahmeanträge oder 

sonstige das Verfahren einleitende Anträge .............................  ................. 50 Euro 
 2. Vorlageanträge, Anträge auf Bewilligung der Verfahrenshilfe oder von ei-

ner Beschwerde gesondert eingebrachte Anträge auf Ausschluss oder Zu-
erkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde .....  ................. 25 Euro 

(2) Beilagen und sonstige nicht in Abs. 1 genannte Eingaben werden durch die Pauschal-
gebühren des Abs. 1 abgegolten und unterliegen keiner Gebührenpflicht nach dem Gebüh-
rengesetz 1957 oder dieser Verordnung.“ 
 

https://ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BGBLAUTH&Dokumentnummer=BGBLA_2025_II_120
https://ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BGBLAUTH&Dokumentnummer=BGBLA_2025_II_120
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Die Pauschalgebühr „sonstige Eingaben“ wurde damit auf „sonstige das Verfahren 

einleitende Anträge“ eingeschränkt. Somit unterliegt nicht mehr jeder Antrag bei einem 

Verwaltungsgericht einer Pauschalgebühr der VwG-EGebV, sondern nur jene Anträge, die 

auch ein Verfahren bei einem Verwaltungsgericht einleiten (zB Anträge auf Einleitung 

eines Nachprüfungsverfahrens oder Anträge auf einstweilige Verfügung in 

Vergabesachen). Sonstige (nicht verfahrenseinleitende) Eingaben, wie Stellungnahmen 

durch Parteien und Projektmodifikationen, sowie alle Beilagen werden betragsmäßig von 

den verbleibenden Pauschalgebühren umfasst. Es fallen auch keine sonstigen Gebühren 

für Eingaben und Beilagen nach dem Gebührengesetz 1957 an.  

Die Änderungen treten am 1. Juli 2025 in Kraft und sind auf Eingaben anzuwenden, die 

nach dem 30. Juni 2025 eingebracht werden. 

Wir bitten Sie höflich diese Änderungen in Ihren Systemen, Schriften (insbesondere bei 

Hinweisen auf Bescheiden – siehe dazu auch Rz 457 GebR 2025) und auf Ihren Websites 

zu berücksichtigen und diese Information an nachgeordnete Behörden und Dienststellen 

weiterzuleiten. 

Wien, 30. Juni 2025 

Für den Bundesminister: 

Mag. Matthias Ofner 

Elektronisch gefertigt 
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